
Dabei ist jedoch zu beachten, daß nicht leichtfertig 
und formal in jedem Falle, wenn einem Angeklagten 
mehrere Verbrechen vorgeworfen werden, Fortsetzungs­
zusammenhang angenommen werden darf, um dadurch 
etwa dem Gericht die genaue Aufklärung der einzelnen 
Verbrechen und die sorgfältige Bemessung von Einzel­
strafen zu ersparen.

Um das Vorliegen eines Fortsetzungszusammenhangs 
feststellen zu können, ist zunächst erforderlich, daß 
sich die einzelnen Handlungen gegen gleichartige — 
wenn auch nicht identische —, strafrechtlich geschützte 
Objekte der antifaschistisch-demokratischen Ordnung 
richten. So verbietet sich die Annahme eines Fort­
setzungszusammenhangs zwischen Diebstahl und Kör­
perverletzung wegen der Verschiedenheit der verletzten 
Objekte. Dagegen sind die Objekte, die der Art. 6 der 
Verfassung und das Gesetz zum Schutze des Friedens 
schützen, zwar nicht identisch, aber doch gleichartig; 
denn die Erhaltung und der Schutz des Friedens, die 
allein und unmittelbar Objekt des Gesetzes zum Schutze 
des Friedens sind, stellen eine der Grundlagen der 
Deutschen Demokratischen Republik dar, die in ihrer 
Gesamtheit der Art. 6 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik schützt.

Allein die Gleichartigkeit der Objekte genügt aber 
für die Feststellung des Bestehens eines Fortsetzungs­
zusammenhangs nicht. Es muß vielmehr in der Regel 
auch die Gleichartigkeit der Begehungsform, die 
Gleichartigkeit der Ausführung der einzelnen verbre­
cherischen Handlungen hinzukommen. Hierauf kann 
nur dann verzichtet werden, wenn, wie im Art. 6 der 
Verfassung, das Gesetz selbst verschiedene Begehungs­
formen zu einem einheitlichen Tatbestand zusammen­
faßt.

Weiter erfordert die Annahme des Fortsetzungs­
zusammenhangs das Bestehen einer zeitlichen Verbin­
dung zwischen den einzelnen verbrecherischen Hand­
lungen. Hierbei kann selbstverständlich nicht generell 
festgelegt werden, wie groß der zeitliche Abstand der 
einzelnen Handlungen sein darf, um noch die Feststel­
lung eines Fortsetzungszusammenhangs zu rechtfer­
tigen. Dieser zeitliche Abstand kann in einzelnen 
Fällen sehr unterschiedlich sein. Es kann zum Beispiel 
die zeitweilige objektive Unmöglichkeit der Ausführung 
des Verbrechens, die leichtere oder schwerere Verletz­
barkeit des angegriffenen Objektes, die Intensität der 
verbrecherischen Handlungen, die gesamte persönliche 
Haltung und Einstellung des Täters ein maßgebendes 
Kriterium hierfür darstellen.

Schließlich ist die Feststellung des Fortsetzungszu­
sammenhangs auch von dem Vorhandensein eines sub­
jektiven Umstandes abhängig. Dieser liegt in der 
Gleichartigkeit der Zielsetzung des in den Handlungen 
zum Ausdruck gekommenen verbrecherischen Willens 
der Angeklagten. Hierbei ist jedoch ausdrücklich her­
vorzuheben, daß in dieser Einheitlichkeit der Ziel­
setzung nicht der in der bisherigen Lehre des öfteren 
geforderte sogenannte „Gesamtvorsatz“ zu sehen ist. 
Der Vorsatz hat sich jeweils nur auf die einzelne 
Handlung zu erstrecken; genau so, wie für die objektive 
Seite von in Fortsetzungszusammenhang stehenden 
Verbrechen die Gleichartigkeit des verletzten Ob­
jektes, der Begehungsform und der zeitliche Zu­
sammenhang zu fordern ist, wird für die subjektive 
Seite die Gleichartigkeit der Zielsetzung erfordert. Bei 
Vorliegen dieser objektiven und subjektiven Voraus­
setzungen ist Fortsetzungszusammenhang zwischen 
mehreren Verbrechen als gegeben anzusehen. Das ge­
samte Handeln der Angeklagten stellt sich dann in 
seiner umfassenden gesellschaftlichen und rechtlichen 
Würdigung als eine einheitliche Erscheinung des gesell­
schaftlichen Lebens dar. (Zu einem ähnlichen Ergebnis 
ist auch das Kammergericht in seiner nicht veröffent­
lichten Entscheidung vom 8. Januar 1952 — 1 Ss 174.51 
[170.51] gekommen.) Erst die Betrachtung des gesamten 
Handelns in seinem räumlichen, zeitlichen und recht­
lichen Zusammenhang gibt ein vollständiges Bild von 
der Schwere der Schuld und der Gefährlichkeit der 
Angeklagten sowie der Gefährlichkeit ihrer Handlungen 
für unsere Ordnung.

Alle die Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall 
gegeben, und die von den einzelnen Angeklagten be­
gangenen Verbrechen sind als untereinander in Fort­

setzungszusammenhang stehend festzustellen. Da sämt­
liche strafbaren Handlungen der Angeklagten vorsätz­
lich begangen worden sind, brauchte der Senat nicht 
erst die Frage zu entscheiden, ob auch gegebenenfalls 
bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen fahrlässig 
begangene Straftaten untereinander in Fortsetzungs­
zusammenhang stehen können. Die vorstehend fest­
gestellten Merkmale schließen diese Möglichkeit jeden­
falls nicht aus.

Stellen sich somit die fortgesetzt begangenen Ver­
brechen der Angeklagten im Rechtssinn als eine Hand­
lung dar, so entsteht die Frage nach der Anwendung 
des § 73 StGB, da durch diese einheitliche Handlung 
zwei Gesetze, nämlich der Art. 6 der Verfassung und 
die §§ 5 und 6 des Gesetzes zum Schutze des Friedens 
verletzt worden sind. Bei dem Zusammentreffen dieser 
beiden Gesetze verbietet sich jedoch die Anwendung 
des § 73 StGB. Die Präambel des Gesetzes zum Schutze 
des Friedens spricht ausdrücklich aus, daß die Volks­
kammer dieses Gesetz „in Übereinstimmung“ mit den 
Art. 5 und 6 der Verfassung beschlossen hat. Dieser 
Schlußsatz der Präambel gibt daher einen entschei­
denden Hinweis dafür, in welcher Beziehung beide 
Gesetze zueinander stehen. Diese Beziehung der „Über­
einstimmung“ bringt zum Ausdruck, daß im Verhältnis 
dieser beiden Gesetze zueinander die nach § 73 zu 
stellende Frage, welches Gesetz die schwerste Straf­
art androht, nicht zu stellen ist, sondern die rechtliche 
Übereinstimmung beider Gesetze bei ihrer gleich­
zeitigen Verletzung erfordert, daß sie nebeneinander 
angewandt werden. Bei einem Zusammentreffen des 
Art. 6 der Verfassung mit dem Gesetz zum Schutze des 
Friedens ist daher für eine Anwendung des § 73 StGB 
kein Raum. Die für die Verbrechen der Angeklagten 
zu findende Strafe war daher beiden Gesetzen zu ent­
nehmen. . . ,

SMAD-Befehl Nr. 160; §§ 44 ff. VO zum Schutze der 
Arbeitskraft vom 25. Oktober 1951; §§ 212, 222 StGB.

1. Strafrechtliche Verantwortung wird nur durch die 
Verletzung bestimmter Pflichten ausgelöst.

2. Fortwährende bewußte Zuwiderhandlungen gegen 
die Arbeitsschutzbestimmungen können den Charakter 
eines schweren Verbrechens tragen.

3. Nicht jedes allgemein gefährdende Verhalten des 
Täters ist zugleich ursächlich für den Eintritt eines be­
stimmten Erfolges. Der Beginn der Kausalkette kann 
vielmehr nur durch isolierte Betrachtung des kon­
kreten Geschehnisablaufs ermittelt werden.

OG, Urt. vom 5. Juli 1952 — 1 Zst (I) 9/52 
(Zwickauer Urteil).

Aus den G r ü n d e n :
. . .  Prozesse, die vor dem 1. Strafsenat des Obersten 

Gerichts geführt werden, sind stets ein Anzeichen für 
alle Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, 
daß sich gefährliche Erscheinungen von genereller Be­
deutung herausgebildet haben, die zum Schutz des 
demokratischen Staates und seiner werktätigen Men­
schen mit aller Schärfe unterbunden werden müssen. 
Solche Erscheinungen waren in der Vergangenheit 
z. B. die Versuche der enteigneten Konzernherren, ihre 
alte Machtstellung wieder zu gewinnen, und sind noch 
in der Gegenwart diejenigen der imperialistischen 
Kriegstreiber, das große friedliche Aufbauwerk in der 
Deutschen Demokratischen Republik durch die Wühl­
tätigkeit bezahlter Agenten und Unruhestifter zu 
schädigen und zu stören. Gegenstand dieses Prozesses 
ist eine andere Entwicklung, die, würde sie nicht im 
Keime erstickt, nicht minder schädliche Auswirkungen 
haben würde: die Mißachtung des Arbeitsschutzes und 
der ihn gewährleistenden Gesetze. Darin aber kommt 
— und das erhellt die große erzieherische Bedeutung 
dieses Prozesses — nichts anderes zum Ausdruck als 
die Mißachtung des arbeitenden Menschen selbst.

Der werktätige Mensch ist in der Deutschen Demo­
kratischen Republik der Träger des Staates. Die Ge­
setze dieses Staates sind seine Gesetze. Wer die ihm 
durch die Gesetze auferlegten Pflichten nicht erfüllt, 
hat dafür die strafrechtliche Verantwortung vor diesem 
Staat der werktätigen Menschen zu tragen. Der Be­
griff der strafrechtlichen Verantwortung bekommt
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